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(4) Die Freiheitsstrafe wird in staatlichen Strafvoll­
zugseinrichtungen vollzogen.“ 

b) Abs. 6 wird aufgehoben.
20. §44 Abs. 2 wird aufgehoben; der bisherige Abs. 3 wird 

Abs. 2.

21. § 45 wird wie folgt geändert:
a) Die Absätze 1 bis 3 erhalten folgende Fassung:

„(1) Das Gericht setzt den Vollzug einer zeitigen Frei­
heitsstrafe unter Auferlegung einer Bewährungszeit 
von einem Jahr bis zu drei Jahren mit dem Ziel des 
Straferlasses aus, wenn unter Berücksichtigung der 
Umstände der Straftat, der Persönlichkeit des Verur­
teilten sowie seiner positiven Entwicklung, insbeson­
dere seiner Disziplin und seiner Arbeitsleistungen, der 
Zweck der Freiheitsstrafe erreicht ist.
(2) Zur Erziehung des Verurteilten befähigte und ge­
eignete Personen können die Bürgschaft für den Ver­
urteilten übernehmen. Sie haben das Recht, dem Ge­
richt vorzuschlagen, den Vollzug einer erkannten Frei­
heitsstrafe bedingt auszusetzen und die Verpflichtung 
zu übernehmen, die weitere Erziehung des Verurteil­
ten zu gewährleisten.
(3) Zur Erhöhung der erzieherischen Wirkung der 
Strafaussetzung auf Bewährung kann das Gericht für 
eine bestimmte, die Bewährungszeit nicht überstei­
gende Dauer den Verurteilten verpflichten,
1. den durch die Straftat angerichteten materiellen 

Schaden wiedergutzumachen;
2. sich einer fachärztlichen Behandlung zu unterzie­

hen, soweit es zur Verhütung weiterer Rechtsver­
letzungen notwendig ist;

3. in bestimmten Abständen dem Gericht über die Er­
füllung der ihm mit der Strafaussetzung auf Be­
währung auferlegten Pflichten zu berichten.“

b) Abs. 4 wird aufgehoben; der bisherige Abs. 5 wird 
Abs. 4.

c) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 5 und erhält folgende 
Fassung:
„(5) Die Strafaussetzung auf Bewährung kann wider­
rufen werden, wenn der Verurteilte während der Be­
währungszeit
1. wegen einer fahrlässigen Straftat oder zu einer 

Geldstrafe verurteilt wird;
?. den Verpflichtungen des Absatzes 3 Ziffer 1 vor­

sätzlich zuwiderhandelt. “

22. §§ 46, 47 und 48 werden aufgehoben.
23. § 49 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „der von den Werk­
tätigen geschaffenen Werte oder ihres persönlichen 
Eigentums“ durch die Worte „des Eigentums anderer“ 
ersetzt.

b) In Abs. 3 wird das Wort „Mark“ durch die Worte 
„Deutsche Mark“ ersetzt.

24. §§ 50 bis 52 werden aufgehoben.
25. § 53 Abs. 4 Satz 1 wird gestrichen.
26. In § 56 Abs. 1 Satz 3 wird das Wort „Volkseigentum“ 

durch die Worte „Eigentum des Staates“ ersetzt.
27. § 57 wird aufgehoben.

28. § 58 wird wie folgt geändert:
a) Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die staatsbürgerlichen Rechte können dem Ver­
urteilten wegen eines Verbrechens gegen die Souve­
ränität der Deutschen Demokratischen Republik, den 
Frieden, die Menschlichkeit und die Menschenrechte, 
Verbrechens gegen die verfassungsmäßige Ordnung 
der Deutschen Demokratischen Republik oder Mordes 
aberkannt werden. “

b) In Abs. 3 wird Satz 4 gestrichen.

29. § 61 wird wie folgt geändert:
a) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 1 und erhält folgende 

Fassung:
„ (1) Art und Maß der Strafe sind innerhalb des gesetz­
lichen Strafrahmens unter Berücksichtigung der ob­
jektiven und subjektiven Umstände der Tat, wie Art 
und Weise ihrer Begehung, ihrer Folgen, der Art und 
Schwere der Schuld des Täters, zu bestimmen. Dabei 
sind auch die Persönlichkeit des Täters, sein Verhalten 
vor und nach der Tat und die Ursachen und Bedingun­
gen der Tat zu berücksichtigen, soweit diese über die 
Schwere der Tat und die Fähigkeit und Bereitschaft 
des Täters Aufschluß geben, künftig seiner Verantwor­
tung gegenüber der Gesellschaft nachzukommen. Es ist 
insbesondere zu prüfen, inwieweit der Täter aus be­
reits erfolgten Bestrafungen richtige Lehren gezogen 
hat. Bei der Festsetzung der Strafe hat das Gericht so­
wohl die zugunsten als auch zuungunsten des Täters 
vorliegenden Umstände allseitig zu würdigen.“

b) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2; Abs. 4 wird Abs. 3.
30. § 69 Abs. 3 wird aufgehoben. Der bisherige Abs. 4 wird 

Abs. 3; in ihm werden die Worte „die Vermögenseinzie­
hung (§ 57) “ und das davorstehende Komma gestrichen.

31. § 70 wird wie folgt geändert:
a) In Abs. 2 wird der 3. Kommandostrich aufgehoben.
b) In Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „Kollektive der 

Werktätigen, befähigte“ durch das Wort „Befähigte“ 
ersetzt.

c) Abs. 4 wird wie folgt gefaßt:
„(4) Entzieht sich der Verurteilte den ihm auf er,legten 
Pflichten, kann das Gericht Jugendhaft bis zu zwei 
Wochen laussprechen.“

32. § 72 erhält folgende Fassung:
»§ 12

Verurteilung auf Bewährung
Die Verurteilung auf Bewährung kann bei Jugendlichen 
im Interesse ihrer persönlichen Entwicklung mit der Auf­
lage verbunden werden, die Lehre oder Berufsausbildung 
fortzusetzen, an Weiterbildungslehrgängen teilzunehmen 
oder die Schulbildung abzuschließen. “

32a. In § 73 wird das Wort „Mark“ durch die Worte „Deutsche 
Mark“ ersetzt.

33. In § 77 Abs: 2 wird das Wort „sozialistischen“ gestrichen.
34. Die Präambel zum 1. Kapitel des Besonderen Teils wird 

gestrichen.
35. In der Überschrift des § 87 wird das Wort „imperialisti­

sche“ durch das Wort „fremde“ ersetzt.
36. § 90 wird aufgehoben.
37. In § 92 werden in der Überschrift und in Abs. 1 jeweils 

das Wort „faschistische“ durch das Wort „nationalsozia­
listische“ ersetzt.

38. Das 2. Kapitel des Besonderen Teils erhält folgende Fas­
sung:

„2. Kapitel
Straftaten gegen die verfassungsmäßige Ordnung 

der Deutschen Demokratischen Republik 
§96 

Hochverrat
(1) Wer es unternimmt, mit Gewalt oder durch Drohung 
mit Gewalt
1. die verfassungsmäßige Ordnung der Deutschen De­

mokratischen Republik zu ändern;
2. das Staatsgebiet der Deutschen Demokratischen Repu­

blik einem anderen Staat anzugliedem oder einen Teil 
des Staatsgebietes abzutrennen;

3. den Präsidenten, die Volkskammer oder den Minister­
rat der Deutschen Demokratischen Republik zu nöti­
gen, nicht oder entgegen der Verfassung tätig zu wer­
den,

wird mit Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren bestraft.


